
Eurolex. Loi sur l'agriculture 1728 N 23 septembre 1992

A l'article 3, qui traite des contributions que le Conseil fédéral
peut accorder aux exportations possibles selon le Protocole 3
de l'Accord sur l'EEE, dont celles des marchandises compo-
sées de sucre ou de mélasse, la liste de ces produits sera éga-
lement annexée à l'ordonnance d'exécution sur les exporta-
tions et non plus à la loi, et cela aussi pour en faciliter son
amendement
L'article 6 traite du remboursement des compositions et n'a
pas été modifié.
La commission a accepté l'entrée en matière par 12 voix
contrée, certains commissaires estimant qu'il n'y avait aucune
urgence à modifier cette loi. Elle a également traité de l'aide en
faveur des arbres à haute tige et de la question de savoir si les
paiements directs sont possibles en vertu du nouvel
article 31 b de la loi sur l'agriculture et conformes aux règles du
GATT. D'après les réponses reçues, il semble que cela soit le
cas.
En conclusion, votre commission vous invite à l'unanimité à
accepter la modification de cette loi telle que proposée par le
Conseil fédéral.

Abstimmung - Vote
Für den Antrag der Kommission

(Eintreten) offensichtliche Mehrheit
Für den Antrag der SD/Lega-Fraktion

(Nichteintreten) 3 Stimmen

Präsident: Nun folgt die Abstimmung über den Rückwei-
sungsantrag.

Abstimmung - Vote
FürdenAntragderFraktionderAuto-Partei 11 Stimmen
Dagegen offensichtliche Mehrheit

Detailberatung - Discussion par articles

Titel und Ingress, Ziff. l-lll
Antrag der Kommission
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates

Titre et préambule, eh. l-lll
Proposition de la commission
Adhérer à la décision du Conseil des Etats

Präsident: Für die Uebergangsbestimmungen gilt der Vorbe-
halt der definitiven Regelung der Referendumsfrage.

Angenommen -Adopté

Gesamtabstimmung - Vote sur l'ensemble
Für Annahme des Entwurfes 55 Stimmen
Dagegen 10 Stimmen

An den Ständerat-Au Conseil des Etats

#ST# 92.057-12

EWR. Anpassung des Bundesrechts
(Eurolex)
Landwirtschaftsgesetz. Aenderung
EEE. Adaptation du droit fédéral
(Eurolex)
Loi sur l'agriculture. Modification

Botschaft l und Beschlussentwurf vom 27. Mai 1992 (BBIV1 )
Message l et projet d'arrêté du 27 mai 1992 (FF V1 )
Beschluss des Ständerates vom 27. August 1992
Décision du Conseil des Etats du 27 août 1992
Kategorie IV, Art 68 GRN - Catégorie IV, art 68 RCN

Antrag der Kommission
Eintreten

Antrag der SD/Lega-Fraktion
Nichteintreten

Antrag der Fraktion der Auto-Partei
Rückweisung des Geschäfts 92.057-12 Eurolex an den Bun-
desrat
mit dem Auftrag, klare Arbeitspapiere vorzulegen, welche den
geltenden Gesetzestext, die Forderung des Acquis commu-
nautaire, den Entwurf des Bundesrates und den Entscheid der
Kommission in der auf Fahnen üblichen synoptischen Darstel-
lung zeigen.

Proposition de la commission
Entrer en matière

Proposition du groupe DS/Ligue
Ne pas entrer en matière

Proposition du groupe des automobilistes
Renvoyer le projet Eurolex 92.057-12 au Conseil fédéral
en l'invitant à soumettre des documents de travail qui présen-
tent avec toute la clarté souhaitable, au moyen des dépliants
habituels, le texte de loi actuellement en vigueur, les exigen-
ces de l'acquis communautaire, le projet du gouvernement et
la décision de la commission.

Baumann, Berichterstatter: Die Aenderung des Landwirt-
schaftsgesetzes im Zusammenhang mit der Eurolex-Vorlage
ist nicht zu verwechseln mit der Aenderung des Landwirt-
schaftsgesetzes im Zusammenhang mit den Direktzahlungen.
Dieses Geschäft werden wir in zwei Wochen zu behandeln
haben.
Sie wissen, dass der EWR-Vertrag die Landwirtschaft weitge-
hend ausschliesst Im Bereich der landwirtschaftlichen Hilfs-
stoffe haben sich die Efta-Länder aber verpflichtet, die EG-
Richtlinien zu übernehmen; dazu schaffen wir hier die Rechts-
grundlage. Der vorliegende Entwurf enthält verschiedene De-
legationsnormen zum Erlass von Verordnungsrecht, weil es
sich einmal mehr um eine sehr komplizierte Materie handelt.
Bereits die bisherige Regelung der landwirtschaftlichen Hilfs-
stoffe war von Delegationen an die Forschungsanstalten ge-
prägt Unter den Oberbegriff «landwirtschaftliche Hilfsstoffe»
fallen die Bereiche Saat- und Pflanzgut, Düngemittel, Futter-
mittel und Pflanzenschutzmittel. In meinen Kreisen spricht
man hier eher von Pestiziden. Die Regelung des Hilfsstoffbe-
reiches ist in der EG vielfältiger als in der Schweiz; die Rege-
lungsdichte ist grösser. Ich glaube, das muss man sagen. Das
massgebende EWR-Rechtzu den einzelnen Hilfsstoffgruppen
lässt sich stichwortartig etwa wie folgt umschreiben:
Zum Saat- und Pflanzgut: Nach einer dreijährigen Ueber-
gangsfrist wird ein gemeinsamer Sortenkatalog für landwirt-
schaftliche Pflanzenarten vorgesehen. Basis dazu sind die na-
tionalen Sortenkataloge. Dies dürfte zu einer grösseren Sor-
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tenvielfalt in der Schweiz führen, weil wir jetzt als Grundlage
nur den nationalen Sortenkatalog haben.
Zum Bereich Düngemittel: Die Richtlinie bezweckt die Be-
zeichnung, Abgrenzung und Zusammensetzung der in der
Gemeinschaft wichtigsten Ein- und Mehrnährstoffdünger.
Festgelegt werden in dieser Richtlinie zudem Probeentnah-
meverfahren, Analysemethoden und die stichprobenweise
amtliche Kontrolle der EG-Düngemittel.
Zum Bereich Futtermittel: In diesem Bereich sind nicht weni-
ger als 24 Richtlinien Gegenstand des EWR-Abkommens. Im
besonderen geht es um die Zusatzstoffe in der Tierernährung.
Nur die in der Richtlinie Nr. 70/524 enthaltenen Zusatzstoffe
dürfen in den Futtermitteln enthalten sein, und zwar auch nur
unter den in diesen Richtlinien festgelegten Bedingungen. Da-
neben geht es in diesen zahlreichen Richtlinien wieder um
Probeentnahmeverfahren, um Analysemethoden, aber auch
um Höchstgehalte von unerwünschten Stoffen usw. Das ge-
samte Futtermittel recht gilt in der EG - im Gegensatz zur
Schweiz- nicht nur für landwirtschaftliche Nutztiere, sondern
auch für Heimtiere wie Katzen und Hunde.
Zum Bereich Pflanzenschutzmittel: Die Richtlinien über den
Verkehr mit Pflanzenschutzmitteln sind nicht Gegenstand des
Acquis, der auf den 1. Januar 1993 übernommen werden soll.
Hingegen ist vorgesehen, über die Uebernahme dieser Richtli-
nie nach Inkrafttreten des EWR zu verhandeln. Die vorgeschla-
gene Regelung würde es dem Bundesrat erlauben, die not-
wendigen Anpassungen auf Verordnungsstufe vorzunehmen.
Die Kommission hat eine Reihe von Fragen durch einen Zu-
satzbericht des Eidgenössischen Volkswirtschaftsdeparte-
mentes abklären lassen. Dieser Zusatzbericht liegt vor und
enthält detailliertere Angaben über Auswirkungen, diefürKon-
sumenten und Produzenten zu erwarten sind.
Diskutiert wurde in der Kommission aber auch die generelle
Auswirkung des EWR auf die Landwirtschaft. Der Bundesrat
erwartet bekanntlich mit der Zeit eine gewisse Verbilligung der
Produktionskosten für die Landwirtschaft Ein Produktionsko-
stenvergleich des Schweizerischen Bauernverbandes hat er-
geben, dass rund 28 Prozent der Differenz der schweizeri-
schen Produktionskosten gegenüber den deutschen allein
durch höhere Preise von Produktionsmitteln - dazu gehören
eben diese landwirtschaftlichen Hilfsstoffe -, Maschinen und
Gebäuden erklärt werden können. In der Kommission blieb al-
lerdings umstritten, ob und wieweit dieses Sparpotential unter
EWR-Bedingungen genutzt werden kann.
Entgegen den Befürchtungen in der Kommission wird die Sor-
tenvielfalt nicht abnehmen, sondern tendenziell zunehmen.
Nach drei Jahren wird das Sortenangebot im Handel generell
grösser sein als heute, weil den nationalen Sortenkatalogen
nur noch empfehlender und nicht mehr abschliessender Cha-
rakter zukommt. Grundsätzlich müssen keine Sorten elimi-
niert werden, weil der nationale Sortenkatalog Teil des EG-
Sortenkataloges wird.
Gewisse Probleme könnten entstehen, wenn der Bundesrat
künftig die Pflanzenschutzregelung der EG uneingeschränkt
übernehmen würde. Es müssten ebenfalls mehr Produkte zu-
gelassen werden als bisher, auch solche, die unserem bisheri-
gen Standard bezüglich biologischer Wirksamkeit, Resistenz
oder Auswirkungen auf die Umwelt nicht entsprechen.
In der Kommission wurde daher in Artikel 71 eine schärfere
Formulierung gesucht, um schädliche Auswirkungen auf
Mensch, Tier und Umwelt auszuschliessen. Nun ist es aber
ausgesprochen schwierig, ein Insektizid, das beispielsweise
gegen den Kartoffelkäfer eingesetzt wird, als nicht schädlich
für die Tiere zu bezeichnen. Gegen den Schädling-also in un-
serem Fall den Kartoffelkäfer - sollte ein entsprechendes
Pflanzenschutzmittel schon schädlich wirken, sonst ist es ja
kein Pflanzenschutzmittel mehr.
Die Verwaltung hat versprochen, diese Problematik - Unter-
scheidung zwischen Schädlingen und Nutzungen - in der Ver-
ordnung zu präzisieren. Der Antragsteller, Andrea Hämmerle,
hat seinen diesbezüglichen Antrag zugunsten der detaillierte-
ren Umschreibung in der Verordnung zurückgezogen.
Auf den Minderheitsantrag betreffend Artikel 72 werden wir in
der Detailberatung noch zu sprechen kommen. In der Ge-
samtabstimmung hat die Kommission der Aenderung des

Landwirtschaftsgesetzes mit 13zu1 Stimmen zugestimmt,
nachdem Eintreten unbestritten war.
Namens der Kommission kann ich Ihnen Eintreten empfehlen.

M. Perey, rapporteur: Les modifications de la loi sur l'agri-
culture touchent la reprise de la réglementation de la Commu-
nauté européenne dans le domaine vétérinaire et de la protec-
tion des plantes, ainsi que dans les domaines des normes
techniques pour les semences et les plants, les fourrages et
les engrais. Ces modifications n'apportent pas de change-
ments fondamentaux.
Pourtant, lors du débat d'entrée en matière, de nombreuses
questions concernant les semences et les plants, les engrais et
les produits phytosanitaires furent adressées aux représen-
tants de l'administration, ce qui nécessita un rapport complé-
mentaire qui a apaisé les inquiétudes de certains commissai-
res. L'entrée en matière fut votée sans opposition. Lorsdeladis-
cussion de détail, les propositions des écologistes aux
articles 71 et 72 qui demandaient notamment que l'on tienne
compte des exigences des législations sur la protection de l'en-
vironnement et sur les denrées alimentaires ont été rejetées. A
l'article 71, qui traite des matières auxiliaires de l'agriculture et
de lagarantiequ'elles n'aient pasd'effetssecondaires inaccep-
tables, la proposition fut retirée au profit de son introduction
dans l'ordonnance. A l'article 72, concernant également les
matières auxiliaires, la proposition de M. Hämmerle, qui faisait
référence à la loi sur la protection de l'environnement et à la loi
sur les denrées alimentaires, a également été repoussée par
10 voix contre 5. Cette proposition a été déposée au nom de la
minorité, nous y reviendrons tout à l'heure.
En conclusion, par 13 voix contre 1, la commission vous pro-
pose d'entrer en matière et d'adapter les modifications propo-
sées par le Conseil fédéral.

Abstimmung - Vote
Für den Antrag der Kommission

(Eintreten) offensichtliche Mehrheit
Für den Antrag der SD/Lega-Fraktion

(Nichteintreten) 1 Stimme

Präsident: Nun folgt die Abstimmung über den Rückwei-
sungsantrag.

Abstimmung - Vote
Für den Antrag der Fraktion der Auto-Partei Minderheit
Dagegen offensichtliche Mehrheit

Detailberatung - Discussion par articles

Titel und Ingress; Ziff. l Ingress; Art. 41-41c; 41 d Abs. 1,2;
60; 61 ; 62 Abs. 1 zweiter Satz, 2; 63 Abs. 1 ; 64 Abs. 1,1 bis;
70; 71
Antrag der Kommission
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates

Titre et préambule; eh. l préambule; art. 41-41 e; 41d al. 1,
2; 60; 61 ; 62 al. 1 deuxième phrase, 2; 63 al. 1 ; 64 al. 1,1 bis;
70; 71
Proposition de la commission
Adhérer à la décision du Conseil des Etats

Angenommen -Adopté

Art. 72
Antrag der Kommission
Abs. 1
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates

Abs. 2
Mehrheit
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates
Minderheit
(Hämmerle, Baumann, Danuser, Strahm Rudolf, Thür)
.... Diese berücksichtigen dabei insbesondere die Anforderun-
gen der Umweltschutz- und Lebensmittelgesetzgebung.
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Art. 72
Proposition de la commission
AI.1
Adhérer à la décision du Conseil des Etats

Al. 2
Majorité
Adhérer à la décision du Conseil des Etats
Minorité
(Hämmerle, Baumann, Danuser, Strahm Rudolf, Thür)
.... Celles-ci tiennent compte en l'occurence particulièrement
des exigences fixées dans la loi sur la protection de l'environ-
nement et dans la loi sur les denrées alimentaires.

Abs. 1-AI.1
Angenommen -Adopté

Abs. 2-Al. 2

Hämmerle, Sprecher der Minderheit: Ich bitte Sie, dem Min-
derheitsantrag zuzustimmen. Die Minderheit stellt diesen An-
trag aus systematischen und aus inhaltlichen Ueberlegungen.
Zuerst zum Systematischen: Bundesrat und Ständerat schla-
gen einen Querverweis ausschliesslich auf die Lebensmittel-
gesetzgebung vor. Querverweise auf andere Gesetze sind ge-
setzestechnisch eigentlich unüblich, denn es ist ja grundsätz-
lich klar, dass bei der Anwendung eines Gesetzes die Vor-
schriften aller anderen Gesetze ebenfalls einzuhalten sind.
Ein Querverweis legt nahe, dass den Anforderungen eines be-
stimmten anderen Gesetzes, in diesem Fall des Lebensmittel-
gesetzes, ganz besonderes Gewicht beigemessen wird. Das
Lebensmittelgesetz wird also gegenüber allen anderen Geset-
zen besonders hervorgehoben. Dies ist - damit komme ich
zum Sachlichen - nicht richtig, denn die landwirtschaftlichen
Hilfsstoffe sind nicht nur in bezug auf die Lebensmittelgesetz-
gebung besonders relevant. Sie dürfen die Produkte, die man
nachher isst, nicht vergiften; sie dürfen sie nicht ungeniessbar
machen, das ist klar. Sie sind aber als Belastung für Luft, Bo-
den und Gewässer, für die Umwelt also, von ebenso grosser
Bedeutung. Beispiele muss ich hier nicht gross aufzählen.
Mittlerweile ist es ja unbestritten, dass landwirtschaftliche
Hilfsstoffe wie Fungizide, Herbizide, Pestizide usw. die Umwelt
belasten können, zum Teil sogar sehr massiv. Diese Auswir-
kungen müssen bei der Zulassung von Hilfsstoffen genauso
sehr berücksichtigt werden wie die Auswirkungen auf die Pro-
dukte.
Wenn also schon ein Querverweis auf eine andere Gesetzge-
bung gemacht wird, dann muss dieser Querverweis einiger-
massen vollständig sein. Er ist dies nur, wenn Sie dem Minder-
heitsantrag zustimmen.

Baumann, Berichterstatter: Es geht um die Zulassung der
landwirtschaftlichen Hilfsstoffe, die nicht durch das EWR-
Recht erfasst sind. Die Zulassung wird in diesem Fall von den
eidgenössischen landwirtschaftlichen Forschungsanstalten
erteilt, wie Sie aus dem vom Bundesrat vorgeschlagenen Ge-
setzestext ersehen. Nach der Kommissionsmehrheit, welche
dem Ständerat bzw. dem Bundesrat folgt, haben die For-
schungsanstalten dabei die Anforderungen der Lebensmittel-
gesetzgebung zu berücksichtigen. Die Kommissionsminder-
heit macht geltend, das genüge nicht, es müsse mindestens
auch die Umweltschutzgesetzgebung berücksichtigt werden.
Eigentlich war man sich in der Kommission einig, dass die For-
schungsanstalten bei ihrem Entscheid alle in diesem Zusam-
menhang in Frage kommenden Gesetze berücksichtigen
müssen, also neben dem Lebensmittelgesetz auch das Um-
weltschutzgesetz, aber auch das Gewässerschutzgesetz
oder, wenn Sie an die Tierseuchen im Zusammenhang mit
den Futtermitteln denken, das Tierseuchengesetz. Das Le-
bensmittelgesetz wurde nach den Erklärungen der Verwal-
tung aufgeführt, weil die Räte das bei einer früheren Revision
beschlossen hätten.
Die Kommission hat den Vorschlag Hämmerle mit 5 zu 10
Stimmen abgelehnt. Wie Sie der Fahne entnehmen können,
habe ich persönlich für den Vorschlag Hämmerle gestimmt

M. Perey, rapporteur: La loi prévoit des adaptations de toutes
les lois afférentes à l'Eurolex. Il a donc été convenu défaire des
adaptations en se tenant au strict minimum. Nous n'avons pas
à faire de références, ce n'est pas opportun. C'est pour cela
que nous avons les lois sur la protection de l'environnement et
sur les denrées alimentaires qui sont en vigueur et sont appli-
quées. Il n'est donc pas nécessaire d'y faire référence dans la
présente loi.
C'est pourquoi la commission vous propose par 10 voix
contre 5 de refuser la proposition de la minorité et de voter en
faveur de la majorité.

M. Delamuraz, conseiller fédéral: Monsieur Hämmerle, à pro-
pos de l'article 71 que le conseil vient d'adopter selon la for-
mule du Conseil fédéral et de la commission, je peux confir-
mer, ici en plénum, que le Conseil fédéral tiendra compte,
dans l'application qu'il fera de la loi, des désirs que vous avez
exprimés et des conditions que vous avez énumérées selon
lesquelles nous devrions opérer à l'avenir. Ainsi, même si le
texte de la loi à l'article 71 est resté ce qu'il était puisque vous
avez retiré votre amendement, je ne veux pas que vous l'ayez
retiré gratis et l'intention qui constituait cet amendement sera
prise en compte dans l'application de la loi. Le Conseil fédéral
en prend ici, par ma voix, l'engagement
J'en viens maintenant à l'article 72 dont nous parlons. Faut-il
parce qu'on a commis une première «Schönheitsfehler», en
accomplir une deuxième? C'est la question qui se pose à pro-
pos de votre amendement. La version originelle que le Conseil
fédéral avait donnée de cet article 72 ne faisait, expressis ver-
bis, référence à aucune autre loi fédérale spécialement dési-
gnée. On respectait naturellement l'ensemble des autres lois,
c'est un principe élémentaire, mais nous ne citions pas, dans
nos projets gouvernementaux, une loi plus que les autres. Le
Parlement, lors de sa révision sur tout l'appareil de la législa-
tion sur les denrées alimentaires, a voulu expressément citer la
loi sur les denrées alimentaires dans cet article. Dès lors, nous
ne pouvions pas en rester à notre édition originelle, c'est-à-
dire ne citer aucune loi, et devions, pour respecter la décision
du Parlement, citer expressis verbis, ici, la loi sur les denrées
alimentaires. C'est la version du Conseil fédéral et celle de la
majorité de votre commission qui a été acceptée par 10 voix
contre 5.
Vous vous dites que du moment que l'on cite une loi, il faut en
citer une deuxième et vous proposez d'ajouter à l'énumération
la loi sur la protection de l'environnement
Vous n'avez pas tort, Monsieur Hämmerle: en soi, on n'aurait
pas dû citer la première loi mais, du moment que l'on com-
mence, vous y allez avec élan et vous en citez une deuxième,
à savoir la loi sur l'environnement Alors, je ne peux pas m'ar-
rêter en si bonne route et je pourrais vous citer maintenant
une troisième loi qu'il faudrait intercaler ici, la loi sur la protec-
tion des eaux. Et puis on pourrait trouver un quatrième et un
cinquième exemple, en allant rechercher nos références
jusque dans les ordonnances d'application. Je crains
qu'avec ce système nous ne fassions pas un bon travail de
législateur et que nous ne nous livrions à une espèce d'énu-
mération, un inventaire à la Prévert, qui sera de toute façon
incomplète. Le législateur a peut-être commis une première
erreur en citant la loi sur les denrées alimentaires, aussi, n'al-
lons pas plus loin, ne citons pas une deuxième loi qui en ap-
pellerait beaucoup d'autres. Reconnaissons que la loi sur les
denrées alimentaires a évidemment une importance toute
particulière, compte tenu du sujet qui nous occupe ici et arrê-
tons là les citations.
Je pense que, pour bien intentionné qu'il soit, votre amende-
ment crée un début de dérapage que nous ne reprendrons
pas. Il crée de surcroît une divergence bien mineure avec la
formule du Conseil des Etats. Il est, à mon avis, préférable de
suivre la majorité de votre commission, d'en rester au texte du
Conseil fédéral et de rejeter la proposition de M. Hämmerle.
Cependant, je dis à M. Hämmerle comme je vous dis à tous
que, dans l'application de cette loi, le Conseil fédéral tiendra
compte de toutes les autres exigences légales ou autres, non
seulement de la loi sur les denrées alimentaires mais aussi de
la loi sur la protection de l'environnement lorsqu'il devra appli-
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quer et faire appliquer par ses organes administratifs la loi que
vous votez aujourd'hui.
Pour cette raison et avec cette garantie, je vous propose d'en
rester à la formule de la majorité de votre commission.

Abstimmung - Vote
Für den Antrag der Minderheit 55 Stimmen
Für den Antrag der Mehrheit 55 Stimmen

Mit Stichentscheid des Präsidenten
wird der Antrag der Mehrheit angenommen
Avec la voix prépondérante du président
la proposition de la majorité est adoptée

Art. 73; 73a; 73b; 76; 112 Abs. 1 sechstes, siebtes und
zweitletztes Lemma; 120a; Ziff. II
Antrag der Kommission
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates

Art. 73; 73a; 73b; 76; 112 al. 1 sixième, septième et avant-
dernier paragraphe; 120a; eh. Il
Proposition de la commission
Adhérer à la décision du Conseil des Etats

Präsident: Für die Uebergangsbestimmungen in Ziffer II gilt
der Vorbehalt der definitiven Regelung der Referendumsfrage.

Angenommen -Adopté

Gesamtabstimmung - Vote sur l'ensemble
Für Annahme des Entwurfes 82 Stimmen
Dagegen 10 Stimmen

An den Ständerat-Au Conseil des Etats

#ST# 92.057-19

EWR. Anpassung des Bundesrechts
(Eurolex)
Bundesgesetz über die Information
der Konsumentinnen und Konsumenten.
Aenderung
EEE. Adaptation du droit fédéral
(Eurolex)
Loi fédérale sur l'information
des consommatrices et consommateurs.
Modification

Botschaft l und Beschlussentwurf vom 27. Mai 1992 (BBIV1)
Message l et projet d'arrêté du 27 mai 1992 (FF V1)
Beschluss des Ständerates vom 27. August 1992
Décision du Conseil des Etats du 27 août 1992
Kategorie IV, Art 68 GRN - Catégorie IV, art 68 RCN

Antrag der Kommission
Eintreten

Antrag der SD/Lega-Fraktion
Nichteintreten

Antrag der Fraktion der Auto-Partei
Rückweisung des Geschäfts 92.057-19 Eurolex an den Bun-
desrat
mit dem Auftrag, klare Arbeitspapiere vorzulegen, welche den
geltenden Gesetzestext, die Forderung des Acquis commu-
nautaire, den Entwurf des Bundesrates und den Entscheid der
Kommission in der auf Fahnen üblichen synoptischen Darstel-
lung zeigen.

Proposition de la commission
Entrer en matière

Proposition du groupe DS/Ligue
Ne pas entrer en matière

Proposition du groupe des automobilistes
Renvoyer le projet Eurolex 92.057-19 au Conseil fédéral
en l'invitant à soumettre des documents de travail qui présen-
tent avec toute la clarté souhaitable, au moyen des dépliants
habituels, le texte de loi actuellement en vigueur, les exigen-
ces de l'acquis communautaire, le projet du gouvernement et
la décision de la commission.

Thür, Berichterstatter: Wir behandeln jetzt den Bundesbe-
schluss über die Aenderung des Bundesgesetzes über die In-
formation der Konsumentinnen und Konsumenten.
Sie finden den Bundesbeschluss in der Botschaft l auf den
Seiten 308ff. Es liegt ebenfalls eine Fahne vor.
Diese Gesetzesänderung wird notwendig wegen einer EG-
Richtlinie aus dem Jahre 1971 ; sie ist Teil des Acquis commu-
nautaire. Sie schreibt die obligatorische Textilkennzeichnung
vor. Sie schreibt darüber hinaus vor, wie diese Kennzeichnung
im einzelnen zu geschehen hat. Diese Richtlinie wurde 1983
ergänzt, und in der Folge hat sie weitere Abänderungen erfah-
ren. Sie legt einheitliche Regeln für das Inverkehrbringen von
Textilien fest Die Bezeichnungen von Textilfasern sowie die
Angaben auf den Etiketten, auf den Kennzeichnungen und in
den Dokumenten, welche die Textilerzeugnisse in den einzel-
nen Stufen der Herstellung, Verarbeitung und Verteilung be-
gleiten, müssen harmonisiert werden.
Um diese Ziele erreichen zu können, muss diese Kennzeich-
nungspflicht eingeführt werden. Das geschieht durch eine ent-
sprechende Bestimmung im bereits erwähnten Bundesgesetz
über die Information der Konsumentinnen und Konsumenten.
Dieses Gesetz wurde bei uns am 5. Oktober 1990 beschlos-
sen und ist erst seit Mai dieses Jahres in Kraft. Es ist also eine
Gesetzesänderung kurz nach Inkrafttreten des Gesetzes.
Unser Gesetz sieht zwar eine Kennzeichnung von Produkten
und gewissen Dienstleistungen vor. Im Augenblick hat jedoch
der Bund keine Möglichkeit, die Kennzeichnung obligatorisch
zu erklären. Er darf nur subsidiär intervenieren, wenn die Wirt-
schaftsverbände und die Konsumentenorganisationen keine
Einigung erzielen oder die getroffene Vereinbarung von den
Betroffenen unzureichend erfüllt wird.
Deshalb ist heute im Rahmen der Uebernahme des Acquis
communautaire eine Gesetzesanpassung notwendig. Sie
können auf der Fahne feststellen, dass der Ständerat den bun-
desrätlichen Vorschlag in Artikel 4 Absatz 2 leicht abgeändert
hat, indem er die Richtlinie Nr. 71/307 des Rates vom 26. Juli
1971 ausdrücklich erwähnt. In der Kommission wurde die
Frage diskutiert, ob damit zum Ausdruck gebracht werden
soll, dass sich die Anpassung, die heute zur Diskussion steht,
nur auf diese Richtlinie aus dem Jahre 1971 bezieht oder auch
auf die späteren Fortschreibungen, insbesondere auf jene aus
dem Jahre 1983.
Artikel 4 Absatz 2 gibt dem Bundesrat die Kompetenz, Dekla-
rationsvorschriften zu erlassen, soweit die Richtlinie Nr. 71/
307 dies verlangt Das ist die Fassung des Ständerates. Damit
erhält der Bundesrat also keine generelle Kompetenzdelega-
tion, Deklarationsvorschriften zu erlassen, soweit das EWR-
Recht dies aufgrund der neuen Richtlinie verlangen würde. Es
war der Wunsch des Bundesrates, eine solche generelle Kom-
petenzdelegation zu statuieren. Das wollte die Kommission
aber nicht
Selbstverständlich sind aber in dieser Kompetenzdelegation
auch nach der Fassung des Ständerates die inzwischen in
Kraft getretenen Fortschreibungen dieser Richtlinie Inbegrif-
fen, insbesondere jene aus dem Jahre 1983. Aber der Bundes-
rat erhält keine Kompetenzdelegation für den Erlass künftiger
Deklarationsvorschriften, soweit sich solche aufgrund neuen
EWR-Rechts ergeben sollten. In diesen Fällen müsste der
Bundesrat erneut mit allfällig notwendig werdenden Aende-
rungen ans Parlament gelangen. Diese Beschränkung der
Kompetenzdelegation hat eine grundsätzliche Bedeutung.
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